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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Johann Häus-
ler, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Dr. Hans Jürgen Fahn, 
Günther Felbinger, Thorsten Glauber, Eva Gottstein, Joachim Ha-
nisch, Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter Meyer, Alexander 
Muthmann, Prof. Dr. Michael Piazolo, Bernhard Pohl, Gabi 
Schmidt, Dr. Karl Vetter, Jutta Widmann, Benno Zierer und Frak-
tion (FREIE WÄHLER) 

Bayerischen Handlungsspielraum ausnutzen: CETA ablehnen! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, 

1. sich auf Bundesebene gegen eine Ratifizierung des Freihandels-
abkommens zwischen der EU und Kanada (CETA) einzusetzen; 

2. im Bundesrat gegen die Ratifizierung von CETA zu stimmen. 

 

 

Begründung: 

Die Europäische Kommission hat sich dazu entschieden, CETA als 
gemischtes Abkommen einzustufen und damit den Weg für die Ratifi-
zierung durch die nationalen Parlamente frei zu machen. Bundestag 
und Bundesrat werden folglich mit eingebunden. In letzterem ist der 
Freistaat Bayern mit sechs von 69 Stimmen vertreten. CETA muss 
hier im Interesse der bayerischen Bürger von der Staatsregierung 
abgelehnt werden. Dieses Abkommen ist eine Gefahr für unsere De-
mokratie, alleine schon vor dem Hintergrund der Einrichtung einer 
nicht legitimierten Paralleljustiz mit Sonderklagerechten für Investo-
ren. Prof. Dr. Martin Nettesheim konstatiert zudem: „CETA lässt den 
politischen Gestaltungsspielraum der Länder und Gemeinden in der 
Bundesrepublik Deutschland nicht unberührt.“ CETA greift offensicht-
lich bis in das gesellschaftliche Zusammenleben in unserem Freistaat 
ein, was verhindert werden muss. 

 



Behinderung in der Entfaltung ihrer Persönlichkeit ver-
stößt aus heutiger Sicht – da sind wir uns alle einig –
klar gegen das freiheitliche Menschenbild des Grund-
gesetzes. Es ist ein großer, aber leider zu spät erziel-
ter Fortschritt, dass dieser Abschnitt der deutschen
Strafrechtsgeschichte überwunden und die einschlägi-
gen Strafvorschriften aufgehoben wurden. Die sozial-
ethische Rehabilitierung der Betroffenen ist unbe-
streitbar ein wichtiges und berechtigtes
gesellschaftliches Anliegen. Ich begrüße es daher
ausdrücklich, dass die seit Langem geführte politische
Debatte durch das Gutachten von Herrn Professor
Burgi wieder Fahrt aufgenommen hat. Mit Blick auf
das fortgeschrittene Alter vieler Betroffener – das ist
schon angeklungen – darf das Thema nicht auf die
lange Bank geschoben werden.

Meine Damen und Herren, klar ist aber auch, dass die
rechtliche Rehabilitierung der Betroffenen mit komple-
xen verfassungsrechtlichen Fragen verknüpft ist. Ich
kann hier sowohl an die Ausführungen des Kollegen
Rieger wie auch des Kollegen Streibl anschließen.
Wer darüber leichtfertig hinwegsieht, erweist sowohl
unserem Rechtsstaat als auch den Betroffenen einen
Bärendienst. Hier geht es zum einen um die Gewähr-
leistung der Rechtssicherheit als Kernelement des
Rechtsstaatsprinzips. Zum anderen muss gründlich
geprüft werden, inwieweit eine rechtliche Rehabilitie-
rung durch pauschale Aufhebung der formell fortbe-
stehenden Strafurteile durch den Gesetzgeber mit
dem Gewaltenteilungsgrundsatz vereinbar ist. Nach
Artikel 92 des Grundgesetzes ist die Rechtsprechung
allein den Gerichten zugewiesen. Eine Aufhebung von
Strafurteilen durch den Gesetzgeber bedarf einer be-
sonderen Rechtfertigung und kann nur in Ausnahme-
fällen zulässig sein. Bislang hat das Bundesverfas-
sungsgericht derartige Generalkassationen nur im
Hinblick auf Urteile gebilligt, die während der national-
sozialistischen Schreckensherrschaft oder im Un-
rechtsstaat der SED, also in der DDR, ergangen sind.
Auch wenn die in Rede stehenden Urteile unserem
heutigen Rechtsstaatsverständnis klar widersprechen,
kann man sie als Urteile innerhalb des Rechtsstaats
der Bundesrepublik Deutschland nicht mit Urteilen
aus Unrechtsregimen gleichsetzen. Schließlich haben
die Gerichte damals – das ist schon angeklungen –
Recht angewandt, das der demokratisch gewählte
Deutsche Bundestag bis 1969 bzw. bis 1994 bewusst
in Geltung belassen hat und dessen Gültigkeit das
Bundesverfassungsgericht im Jahr 1957 bzw. im
Jahr 1973 bekräftigt hatte. Mit einer Aufhebung der
Urteile würde folglich verfassungsrechtliches Neuland
betreten. Dies will wohlüberlegt sein. Gründlichkeit
muss hier vor Schnelligkeit gehen.

Anknüpfend an das Gutachten von Professor Burgi
hat Bundesjustizminister Maas ein Eckpunktepapier

zur rechtlichen Rehabilitierung der Betroffenen vorge-
legt, welches Grundlage für die Ausarbeitung eines
Gesetzentwurfs sein soll. Ich stehe diesem Vorhaben
angesichts der Zielrichtung durchaus aufgeschlossen
gegenüber. Nach Vorlage des angekündigten Gesetz-
entwurfs wird aber sorgfältig zu prüfen sein, ob er
dem Ziel der rechtlichen Rehabilitierung in verfas-
sungskonformer Weise Rechnung trägt. Bis dahin
müssen wir abwarten, was vorgelegt wird. Wie so oft
heiligt auch hier der Zweck nicht die Mittel. So berech-
tigt das Anliegen auch ist, der Gewaltenteilungsgrund-
satz als Grundpfeiler unserer demokratischen Rechts-
ordnung muss hinreichend berücksichtigt werden. Nur
eine Lösung, die sorgfältiger verfassungsrechtlicher
Prüfung standhält – das kann man erst beurteilen,
wenn eine solche Lösung auf den Tisch gelegt wird –,
kann und wird von der Staatsregierung mitgetragen
werden.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Herr
Staatsminister. Mir liegen keine weiteren Wortmeldun-
gen vor. Damit ist die Aussprache geschlossen, und
wir kommen zur Abstimmung. Dazu werden die Anträ-
ge wieder getrennt. 

Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksa-
che 17/12336 – das ist der Antrag der SPD-Fraktion –
seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das
Handzeichen. – SPD und Fraktion des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen bitte ich anzu-
zeigen. – CSU und die Fraktion der FREIEN WÄH-
LER. Stimmenthaltungen? – Keine. Damit ist dieser
Dringlichkeitsantrag abgelehnt. 

Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksa-
che 17/12338 – das ist der Antrag der Fraktion des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – seine Zustimmung
geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – SPD
und Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN.
Die Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. – CSU und
Fraktion der FREIEN WÄHLER. Stimmenthaltungen?
– Keine. Damit ist auch dieser Dringlichkeitsantrag
abgelehnt. 

Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksa-
che 17/12354 – das ist der Antrag der CSU-Fraktion –
seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das
Handzeichen. – Die CSU und die Fraktion der FREI-
EN WÄHLER. Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. –
Die SPD-Fraktion. Stimmenthaltungen? – Die Fraktion
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Damit ist dieser
Dringlichkeitsantrag angenommen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Dringlichkeitsan-
träge auf den Drucksachen 17/12337, 17/12239 bis
17/12343 sowie 17/12355 und 17/12356 werden in
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die zuständigen federführenden Ausschüsse verwie-
sen.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, damit wären wir
heute am Schluss der Sitzung. Ich wünsche uns allen

einen spannenden Fußballabend und nicht so viel
Aufregung. Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss: 16.15 Uhr)
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie 
regionale Beziehungen 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, 
Florian Streibl, Johann Häusler u.a. und 
Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Drs. 17/12337 

Bayerischen Handlungsspielraum ausnutzen: CETA ablehnen! 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Dr. Hans Jürgen Fahn 
Mitberichterstatterin: Mechthilde Wittmann 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Bundes- 
und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen fe-
derführend zugewiesen. Der Ausschuss für Wirtschaft und 
Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Techno-
logie hat den Dringlichkeitsantrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 48. Sitzung am 27. September 2016 beraten und mit 
folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau 
und Verkehr, Energie und Technologie hat den Dringlichkeits-
antrag in seiner 54. Sitzung am 20. Oktober 2016 mitberaten 
und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Dr. Franz Rieger 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian 
Streibl, Johann Häusler, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Dr. Hans 
Jürgen Fahn, Günther Felbinger, Thorsten Glauber, Eva Gott-
stein, Joachim Hanisch, Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter 
Meyer, Alexander Muthmann, Prof. Dr. Michael Piazolo, Bernhard 
Pohl, Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, Jutta Widmann, Benno Zierer 
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Drs. 17/12337, 17/13716 

Bayerischen Handlungsspielraum ausnutzen: CETA ablehnen! 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Dritter Vizepräsident Peter Meyer



Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Ich rufe Tagesordnungspunkt 4 auf:

Abstimmung

über Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln

beraten werden (s. Anlage 1)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak-

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden

ist, bitte ich um das Handzeichen. – Das ist bei allen Fraktionen der Fall. Gibt es Ge-

genstimmen oder Enthaltungen? – Das ist nicht der Fall. Damit übernimmt der Land-

tag diese Voten.
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Beschlussempfehlungen der Ausschüsse, die der Abstimmung 
über die nicht einzeln zu beratenden Anträge zugrunde gelegt 
wurden (Tagesordnungspunkt 4) 
 
Es bedeuten: 
(E)  einstimmige Zustimmungsempfehlung des Ausschusses 
(G)  Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Gegenstimmen 
(A)  Ablehnungsempfehlung des Ausschusses oder 
  Ablehnung einer Fraktion im Ausschuss 
(Z)  Zustimmung einer Fraktion im Ausschuss 
 

1. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Johann Häusler u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Unterzeichnung mit vorläufiger Anwendung von CETA verhindern! 
Drs. 17/10751, 17/13715 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A A Z Z 

2. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Johann Häusler u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Bayerischen Handlungsspielraum ausnutzen: CETA ablehnen! 
Drs. 17/12337, 17/13716 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A A Z Z 

3. Antrag der Abgeordneten Angelika Weikert, Doris Rauscher,  
Ruth Waldmann u.a. SPD 
Faire Beschaffung durch den Freistaat Bayern – soziale und umweltbezogene 
Aspekte bei Vergaben des Freistaats stärker berücksichtigen 
Drs. 17/12426, 17/13717 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 
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4. Antrag der Abgeordneten Hans-Ulrich Pfaffmann, Dr. Linus Förster, 
Susann Biedefeld u.a. SPD 
Ausbau erneuerbarer Energien in Bayerns Partnerregionen 
Drs. 17/12597, 17/13718 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

5. Antrag der Abgeordneten Hans Ritt, Dr. Otto Hünnerkopf, 
Gudrun Brendel-Fischer u.a. CSU 
Teibhausgas-Minderungspotenzial von Biokraftstoffen im Rahmen der Pkw-
Energieverbrauchskennzeichnungsverordnung (Pkw-EnVKV) verdeutlichen 
Drs. 17/12610, 17/13788 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

6. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Prof. Dr. Michael Piazolo u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Eine echte Koalition mit dem Volk: CETA im Bundesrat ablehnen! 
Drs. 17/12620, 17/13719 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A A Z Z 

7. Antrag der Abgeordneten Horst Arnold, Florian von Brunn, Ruth Müller u.a. SPD 
Transparenz beim Kauf von Fleisch – Verbraucherinnen und Verbraucher haben 
das Recht auf Informationen zur Haltungsform 
Drs. 17/12697, 17/13684 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 
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8. Antrag der Abgeordneten Kathi Petersen, Dr. Linus Förster, Inge Aures u.a. SPD 
Vorbild Bayern I: Fairtrade-Siegel bei Vergabe öffentlicher Aufträge als 
wesentliches Kriterium beachten 
Drs. 17/12698, 17/13720 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

9. Antrag der Abgeordneten Kathi Petersen, Dr. Linus Förster, Inge Aures u.a. SPD 
Vorbild Bayern III: Kommunen durch zentrale Beratungsstelle bei Vergabe 
öffentlicher Aufträge helfen, soziale und ökologische Kriterien zu berücksichtigen 
und zu fairem Handel beizutragen 
Drs. 17/12699, 17/13721 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

10. Antrag der Abgeordneten Kathi Petersen, Dr. Linus Förster, Inge Aures u.a. SPD 
Vorbild Bayern II: Zentrale Datenbank informiert über Einhaltung sozialer und 
ökologischer Kriterien durch Unternehmen 
Drs. 17/12700, 17/13722 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

11. Antrag der Abgeordneten Hans-Ulrich Pfaffmann, Dr. Linus Förster, 
Susann Biedefeld u.a. SPD 
Arbeitnehmerschutz als Grundlage für nachhaltige Entwicklung 
Drs. 17/12734, 17/13723 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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12. Antrag der Abgeordneten Anton Kreitmair, Dr. Otto Hünnerkopf, 
Gudrun Brendel-Fischer u.a. CSU 
Landwirtschaftliche Nutzflächen erhalten – naturschutzrechtlichen Ausgleich 
beim Netzausbau und sonstigen Umsetzungsprojekten der Energiewende 
minimieren 
Drs. 17/12744, 17/13789 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z A Z A 

13. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Thomas Gehring 
u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Zentrale Servicestelle für die Öffentliche Vergabe  
Drs. 17/12967, 17/13724 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

14. Antrag der Abgeordneten Prof. Dr. Gerhard Waschler, Gudrun Brendel-Fischer, 
Kerstin Schreyer-Stäblein u.a. CSU 
Bericht zur Mittelschule in Bayern  
Drs. 17/11807, 17/13889 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 
 
der den Antrag für erledigt erklärt hat  

 

15. Antrag der Abgeordneten Prof. Dr. Peter Paul Gantzer, Dr. Paul Wengert, 
Klaus Adelt u.a. SPD 
Fehlmeldungen bei der Polizei 
Drs. 17/12987, 17/13293 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 
 
der den Antrag für erledigt erklärt hat  
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